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Antrag KWR01: Kommunalwahlrahmenprogramm - Kapitel 1 - 
Wohnen für alle bezahlbar machen ... 
Laufende Nummer: 10

Status: angenommen
Sachgebiet: KWR - Antrag Kommunalwahlrahmenprogramm (Leitantrag)

 1 1. Den sozialökologischen Umbau des Wohnungssektors 
 2 gestalten - Wohnen für alle bezahlbar machen
 3 Gute, sichere und günstige Wohnungen für alle sollten in unserem reichen Land
 4 selbstverständlich sein. Doch in vielen Städten explodieren die Mieten, während
 5 Sozialwohnungen verschwinden und Menschen aus ihren Stadtteilen verdrängt
 6 werden. Auch im ländlichen Raum fehlt zunehmend günstiger Wohnraum. Ursache ist
 7 eine Politik, die Wohnungen privatisiert und den Markt überlässt. Wir wollen das
 8 ändern: Wohnen ist ein Menschenrecht – nicht Ware.

 9 1.1 Bezahlbare Wohnungen bauen

 10 Immer weniger Menschen finden bezahlbaren oder gar günstigen Wohnraum. Kommunale
 11 und genossenschaftliche Wohnungsbaugesellschaften sind der beste Weg, dauerhaft
 12 günstige Wohnungen zu sichern. Ziel ist es, die öffentliche Hand zu stärken und
 13 den Wohnungsmarkt dem Profitinteresse zu entziehen.

 14 Unsere Forderungen:

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

gemeinnützigen, kommunalen und genossenschaftlichen Wohnungsbau massiv
ausbauen

Gründung kreiseigener Wohnungsgesellschaften, wo Kommunen zu klein sind.

Massiver Ausbau der Wohnraumförderung - Insbesondere in den Städten

Privatisierungen stoppen und rückgängig machen: Rückkauf privatisierter
Bestände über kommunale Wohnungsunternehmen und Re-Kommunalisierungsfonds.

Kommunalpolitische Initiativen um Immobilienkonzerne mit mehr als 3.000
Wohnungen zu enteignen und in öffentliches Eigentum zu überführen.

Dauerhafte Sozialbindung für alle neu gebauten und zurückgekauften
Wohnungen.

Mieter*innenbeteiligung in kommunalen Gesellschaften, z. B. durch
Drittelparität.

Förderung genossenschaftlicher und gemeinwohlorientierter Bauprojekte.

Soziale Quoten bei Neubauprojekten: mindestens 30 % geförderter Wohnraum,
in wohlhabenden Stadtteilen bis zu 70 %.

 30

 31 1.2 Zweckentfremdung von Wohnraum bekämpfen – Rechte von Mieter*innen stärken

 32 160.000 Wohnungen in Niedersachsen stehen leer, während Menschen keine Wohnung
 33 finden. Leerstand und Zweckentfremdung lohnen sich, weil falsche Anreize gesetzt
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 34 werden. Ziel ist, Wohnraum zurück in Nutzung zu bringen und Mieter*innen vor
 35 Ausbeutung zu schützen.

 36 Unsere Forderungen:

 37

 38

 39

 40

 41

 42

 43

 44

Einführung einer Leerstandsabgabe von 10 €/m² in angespannten Märkten.

Kommunale Leerstandsregister und Zweckentfremdungssatzungen einführen.

Zweckentfremdungen von Wohnraum durch Plattformen wie AirBnB verbieten.

Beschlagnahme von leerstehenden Immobilien zur gemeinwohlorientierten
Nutzung.

Konsequent gegen Mietwucher vorgehen, Wohnungsämter personell ausstatten.

Flächendeckender Milieuschutz und Mietspiegel auf Basis von Bestandsmieten.

Kostenfreie kommunale Mietrechtsberatung ausbauen.

 45

 46  Energetische Sanierung ohne Mieterhöhung. Günstig Wohnen trotz Energetischer
 47  Sanierungen - Förderung für Energetische Sanierung nur unter der Bedingung,
 48 dass
 49  die Gesamtwarmmiete nicht steigt.

 50

 51

 52

 53 Energetische Sanierung ohne Mieterhöhung. Förderung für Energetische Sanierung
 54 nur unter der Bedingung, dass die Gesamtwarmmiete nicht steigt.

 55 Mindestens 60% geförderter Wohnraum, in wohlhabenden Stadtteilen
 56  deutlich mehr. 

 57

 58

 59

 60 1.3 Wohnen ist Menschenrecht: Wohnungslosigkeit beenden

 61 Immer mehr Menschen haben keine sichere Wohnung. Sie haben keinen Mietvertrag,
 62 kommen in Notunterkünften, bei Verwandten oder Freund*innen unter oder leben auf
 63 der Straße. Alle Menschen haben aber das Recht auf eine sichere, bezahlbare und
 64 gute Wohnung. Ziel ist, Wohnungslosigkeit zu verhindern und allen Menschen ein
 65 sicheres Zuhause zu garantieren.

 66 Unsere Forderungen:

 67

 68

 69

Housing-First-Projekte in allen Landkreisen und kreisfreien Städten
etablieren.

Kommunale Fonds einrichten, um drohende Zwangsräumungen zu verhindern.
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 70

 71

 72

 73

 74

 75

 76

 77

 78

 79

Verbot von Energiesperren und Moratorium für Zwangsräumungen in sozialen
Notlagen.

Kommunale Fachstellen für Wohnraumsicherung personell und finanziell
stärken.

Notunterkünfte verbessern: Fachpersonal, Rückzugsräume für FLINTA*,
Jugendliche und queere Menschen, Zugang für Menschen ohne Papiere

Aufsuchende, niedrigschwellige Beratung sowie medizinische Versorgung

Mitbestimmung wohnungsloser Menschen bei der Gestaltung von Unterkünften
sicherstellen.

Menschenfeindliche Vertreibungsmaßnahmen im öffentlichen Raum beenden.

 80

 81  Umbau statt Abriss - Vorrang von Umbauten in Genehmigungsverfahren, Abriss darf
 82  nur im Notfall Ausnahmefall genehmigt werden. Abrisse sollen weiterhin
 83  insbesondere bei sozial-ökologischer Verträglichkeit sowie bei Schaffung von
 84  neuen Wohnungen zugelassen werden können.

 85

 86

 87 Umbau statt Abriss - Vorrang von Umbauten in Genehmigungsverfahren, Abriss darf
 88 nur unter sozial-ökologischen vorteilhaften Bedingungen stattfinden.

 89

 90 Revitalisierung der Innenstädte - Mindestfläche(-quote) für Wohnungen in
 91  Innerstädtischen Gebieten

 92

 93

 94 1.4 Wohnen nach den eigenen Bedürfnissen – Barrierefrei (um)bauen

 95 Immer mehr Menschen verlieren ihre Wohnung, wenn sie alt oder pflegebedürftig
 96 werden. Wohnungen müssen an Lebensrealitäten angepasst sein. Ziel ist eine
 97 Baupolitik, die Inklusion, Barrierefreiheit und gemeinschaftliche Wohnformen
 98 selbstverständlich macht.

 99 Unsere Forderungen:

 100

 101

 102

 103

 104

 105

Neubau und Sanierung kommunaler Wohnungen barrierefrei gestalten.

Mehrgenerationenhäuser und gemeinschaftliche Wohnprojekte gezielt fördern.

Aufsuchende Wohnraumberatung für Senior*innen und Menschen mit Behinderung.

Förderprogramme für den altersgerechten Umbau und Wohnungstausch („Alt
gegen Jung“) einführen.

Finanzielle Unterstützung für barrierefreien Umbau ausweiten.

 106
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 107 1.5 Bodenspekulation stoppen – kommunale Planung muss sozial und klimagerecht
 108 sein

 109 Boden darf nicht länger ein Spekulationsobjekt für private Profite sein. Das
 110 treibt Preise und verschärft Ungleichheit. Kommunen müssen die Hoheit über Grund
 111 und Boden zurückerlangen. Ziel ist eine Bodenpolitik, die Gemeinwohl, Klima und
 112 soziale Infrastruktur sichert.

 113 Unsere Forderungen:

 114

 115

 116

 117

 118

 119

 120

 121

 122

 123

 124

 125

 126

 127

Kommunale Bodenfonds einrichten, um Flächen in öffentliches Eigentum zu
holen.

Grundstücke nur noch per Erbpacht vergeben, nicht verkaufen.

Wertsteigerungen von Boden abschöpfen.

Neubaugebiete mit sozialer Infrastruktur (Kitas, Schulen, Nahverkehr,
Grünflächen) planen.

Vorrang von Neubauten im Innenstadtbereich statt Versiegelung von
Naturflächen

Gewerbemieten deckeln, Vielfalt im Stadtbild sichern.

Mietendeckel für Gewerbeflächen einführen.

Nicht-profitorientierte Wohnungsunternehmen von Grundsteuer befreien.

Grundsteuer-Umlage auf Mieter*innen abschaffen.

Grundsteuer C wieder einführen, um spekulativen Leerstand unbebauter
Grundstücke zu verhindern.

 128  1.6 Ökologisches und klimagerechtes Bauen kommunal stärken
 129 Der Bausektor trägt weltweit rund 40% zum Klimawandeln bei. Um das zu ändern
 130 muss an 2 entscheidenden Stellen angesetzt werden: Zum einen muss die
 131 energetische Sanierung vorangebracht werden und zum zweiten müssen
 132 klimaschonende Bauweisen massiv ausgeweitet werden. Darauf können die Kommunen
 133 maßgeblich Einfluss ausüben.

 134 Wir fordern daher:

 135

 136

 137

 138

 139

 140

 141

 142

 143

 144

Eine energetische und klimagerechte Sanierung aller kommunaler Bauten

Neubauten von kommunalen Gebäuden in klimaneutraler oder klimapositiver
Bauweise.

Unterstützung der Bevölkerung bei der klimagerechten energetischen
Sanierung durch kommunale Beratungen u.a. über Klimaschutzagenturen und
kommunale Förderprogramme, die eine Kombination von energetische Sanierung
mit günstigen Kaltmieten vorsehen.

Umfängliche Nutzung des Erbbaurechtes zur Vergabe von Baugrundstücken und
Festschreibung von klimapolitischen Mindeststandards beim Neubau in den
Erbbaurechtsverträgen.

 145

 146 1.6 Ökologisches und klimagerechtes Bauen kommunal stärken
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 147

 148 Der Bausektor trägt ca. 40% zum weltweiten CO2 Ausstoß bei. Um das zu ändern,
 149 muss an 2 entscheidenden Stellen angesetzt werden: Zum einen muss die
 150 energetische Sanierung vorangebracht werden und zum zweiten müssen
 151 klimaschonende Bauweisen massiv ausgeweitet werden. Darauf können die Kommunen
 152 maßgeblich Einfluss ausüben.

 153 Wir fordern daher:

 154

 155

 156

 157

 158

 159

 160

 161

 162

 163

Eine energetische und klimagerechte Sanierung aller kommunaler Bauten

Neubauten von kommunalen Gebäuden in klimaneutraler oder klimapositiver
Bauweise.

Unterstützung der Bevölkerung bei der klimagerechten energetischen
Sanierung durch kommunale Beratungen u.a. über Klimaschutzagenturen und
kommunale Förderprogramme, die eine Kombination von energetischer Sanierung
und Warmmietenneutralität vorsieht.

Umfängliche Nutzung des Erbbaurechtes zur Vergabe von Baugrundstücken und
Festschreibung von klimapolitischen Mindeststandards beim Neubau in den
Erbbaurechtsverträgen.
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Antrag KWR02: Kommunalwahlrahmenprogramm - Kapitel 2 - 
Bildung: Gerechte Chancen ... 
Laufende Nummer: 11

Status: angenommen
Sachgebiet: KWR - Antrag Kommunalwahlrahmenprogramm (Leitantrag)

 1 2. Bildung: Gerechte Chancen von der frühkindlichen Bildung
 2 bis zur lebenslangen Weiterentwicklung
 3 In Deutschland hängt der Bildungserfolg stark von der sozialen Herkunft
 4 ab. Marode Bildungseinrichtungen, veraltete Bildungsstrukturen, fehlende
 5 digitale Infrastruktur, Personalmangel in Kindertagesstätten und Schulen,
 6 überlastete Lehr- und Betreuungsangebote sowie hohe Beiträge und Gebühren führen
 7 zu ungleichen Startbedingungen für Kinder. Zudem gibt es erhebliche Lücken im
 8 außerschulischen Bildungsbereich, im Weiterbildungsbereich und in kulturellen
 9 Angeboten da sie oft zu teuer oder regional schwer zugänglich sind. Viele
 10 Beschäftigte im Bildungs- und kommunalen Bereich arbeiten unter prekären
 11 Bedingungen. Besonders in ländlichen Regionen verschärfen Schließungen und
 12 Zentralisierungen von Schulen das Problem. Lange Pendelwege führen
 13 zur Schwächung der Bildungslandschaft und verschärfen Ungleichheit weiter. Eine
 14 Hauptursache ist die strukturelle Unterfinanzierung der Kommunen. In
 15 Niedersachsen wird sichtbar, dass es für die Erfüllung des kommunalen
 16 Bildungsauftrages entsprechende Ausfinanzierung durch Bund und Land braucht. 

 17 Wir fordern ein inklusives, beitragsfreies und qualitative hochwertiges
 18 Bildungssystem, das gerechte Chancen für alle gewährleistet. Dazu muss die
 19 Handlungsfähigkeit der Kommunen gestärkt werden, um nachhaltig in moderne
 20 Bildungsinfrastruktur, qualifiziertes Personal und faire Arbeitsbedingungen zu
 21 investieren. Eine klare Personalstrategie zur Gewinnung und Bindung von
 22 Fachkräften ist ebenso notwendig. Unser Ziel ist ein Bildungssystem, das alle
 23 Menschen fördert und gesellschaftliche sowie berufliche Teilhabe ermöglicht.
 24 Dies erfordert eine partnerschaftliche Verantwortungsteilung und eine
 25 verlässliche, zweckgebundene Finanzierung durch Bund und Länder, um eine
 26 flächendeckend hochwertige und chancengerechte Bildung sicherzustellen und nicht
 27 an der Haushaltslage der Kommune scheitert.Bildung ist gleichzeitig von der 
 28 Gesellschaft abhängig und gestaltet sie mit - deshalb ist sie politisch. Bildung 
 29 muss Partei ergreifen gegen Rechts, Spaltung und Konkurrenz und ist damit ein 
 30 Ort der Vergesellschaftung, des Antifaschismus und der Meinungsbildung.

 31 Wir fordern ein inklusives, beitragsfreies und qualitatives Bildungssystem, das
 32 gerechte Chancen für alle gewährleistet. Dazu muss die Handlungsfähigkeit der
 33 Kommunen gestärkt werden, um nachhaltig in moderne Bildungsinfrastruktur,
 34 qualifiziertes Personal und faire Arbeitsbedingungen zu investieren. Eine klare
 35 Personalstrategie zur Gewinnung und Bindung von Fachkräften ist ebenso
 36 notwendig. Unser Ziel ist ein Bildungssystem, das alle Menschen fördert und
 37 gesellschaftliche sowie berufliche Teilhabe ermöglicht. Dies erfordert eine
 38 partnerschaftliche Verantwortungsteilung und eine verlässliche, zweckgebundene
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 39 Finanzierung durch Bund und Länder, um eine flächendeckend hochwertige und
 40 chancengerechte Bildung sicherzustellen und nicht an der Haushaltslage der
 41 Kommune scheitert. Bildung ist gleichzeitig von der Gesellschaft abhängig und
 42 gestaltet sie mit - deshalb ist sie politisch. Folglich muss Bildung
 43 Präventionsarbeit gegen Rechts sein - für den Erhalt der Demokratie.

 44

 45 2.1 Frühkindliche Bildung für alle gebührenfrei und bedarfsgerecht 

 46 Frühkindliche Bildung ist entscheidend für die Sprachentwicklung, soziale
 47 Teilhabe und Bildungserfolg. Die Situation vor Ort wird immer schwieriger. Immer
 48 mehr Kinder bringen Probleme in der Sprachentwicklung, Schwierigkeiten im
 49 sozial-emotionalen Umgang, mit kindgerechten Medienkonsum, Gewalterfahrung und
 50 Ernährungsprobleme mit sich. Viele Kitas leiden gleichzeitig unter
 51 Personalmangel, Erzieherinnen arbeiten am Limit, das führt zu Ausfällen und
 52 Qualitätsverlust. Vielerorts fehlen Plätze, Öffnungszeiten passen nicht zum
 53 Lebensalltag, Beiträge belasten Familien und verstärken Chancenungleichheit.
 54 Unsere Kommunen sind zentrale Träger: Sie planen, bauen, finanzieren mit und vor
 55 allem gestalten Qualität. Wir wollen in den Kommunen Sorge tragen, eine
 56 qualitativ hochwertige, wohnortnahe, gebührenfreie Kinderbetreuung - die allen
 57 Kindern gleiche Chancen eröffnet – mit guten Arbeitsbedingungen für die
 58 Mitarbeiterinnen, zu schaffen. Das heißt auch, dass es zusätzliches
 59 Verwaltungsperson und Hausmeisterdienste als Entlastung braucht, damit
 60 pädagogische Fachkräfte sich voll auf die Arbeit mit den Kindern fokussieren
 61 können. 

 62

 63 Unsere Forderungen:

 64

 65

 66

 67

 68

 69

 70

 71

 72

 73

 74

 75

 76

 77

 78

 79

 80

 81

Kommunale und einrichtungsübergreifende Strategien für möglichst lange
Betreuungszeiten bei hoher pädagogischer Qualität – auch zu Randzeiten. 

Echte Beitragsfreiheit für alle Kinder in den frühkindlichen
Betreuungseinrichtungen. 

Beitragsfreies, gesundes und regionales Frühstück und Mittagessen in allen
Betreuungseinrichtungen. 

Investitionen in die Weiterbildung und Ausbildung von Fachkräften. Die
Ausbildung von pädagogisches Fachpersonal muss bezahlt werden. 

Erhöhung der Verfügungszeiten pro Kita-Fachkraft für die Reflektion
und Planung von pädagogischen Angeboten.

Qualifizierungsstrategien für bisher unqualifiziertes Personal und für
Sozialassistentinnen hin zu Qualifizierung zur Erzieherin. 

Entlastung von pädagogischen Fachkräften durch zusätzliche
Verwaltungskräfte und durch ausreichende Unterstützung durch
Hausmeisterdienste. 

Zusätzliche Planstellen für die Unterstützung von Auszubildenden in PiA –
Praxisintegrierte Ausbildung und für angeworbene Kolleginnen aus dem
Ausland. 
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 82

 83

 84

Kommunale Strategien und bedarfsorientierte Maßnahmen für den Übergang
Kita-Schule entwickeln, damit der Übergang bei jedem Kind gelingt.  

Ausbau von Krippen- und Kitaplätzen nach dem tatsächlichen Bedarf.

 85 .

 86 2.2 Bildung stärken: durch zukunftsfähige Schulen für alle – modern, gerecht,
 87 digital 

 88 Bildung entscheidet über die Chancen jedes Einzelnen – und über die Entwicklung
 89 unserer Regionen. Viele Schulen sind sanierungsbedürftig, überfüllt und ungleich
 90 ausgestattet. Schulträger sind die Kommunen – sie verantworten Gebäude,
 91 Ausstattung, digitale Netze, Schülerinnenbeförderung und Ganztagsstruktur –
 92 besonders finanzschwache Kommunen können diese Aufgaben kaum noch erfüllen. Mit
 93 dem ab 2026 geltenden Recht auf Ganztagsbetreuung wächst der Druck: Ganztag
 94 braucht moderne Räume, qualifiziertes Personal und kostenlose gesunde
 95 Verpflegung. Aktuell finden an Schulen und im Ganztag bloße Aufbewahrung statt.
 96 Wir wollen Schulen zu einladenden, inspirierenden und offenen Orten
 97 gestalten. Gerechte Bildungschancen bedeuten
 98 auch: kostenfreie Schülerbeförderung, sowie wohnortnahe berufliche Ausbildung.
 99 Ein gut organisiertes Bildungssystem bindet die Menschen an die Region,
 100 verhindert Abwanderung schafft Perspektiven für die Menschen und die Region.

 101 Unser Ziel: Schulen als Lern- und Lebensorte – modern, gerecht und offen für
 102 alle Kinder.

 103 Unsere Forderungen:

 104

 105

 106

 107

 108

 109

 110

 111

 112

 113

 114

 115

 116

 117

 118

 119

 120

 121

 122

 123

Kommunale Sanierungsprogramme für sichere, moderne, bedarfsgerechte
und klimafreundliche Schulen als Lebens- und Lernorte. 

Vom Schulträger erstellte Medienentwicklungspläne für die Beschaffung,
Verwaltung, Pflege und Support homogener Hard- und Software an ihren
Schulen. Und Personal, die die Medienentwicklungspläne vor Ort an den
Schulen umsetzen. 

Kostenfreiheit für Lern- und Lehrmittel für alle Schülerinnen. Übernahme
der Kosten durch die Schulträger. 

Die Organisation und Umsetzung der Ganztagsbetreuung durch eine Hand,
durchgängig in Schul- und Ferienzeiten, durch professionelle pädagogische
Fachkräfte und durch ausfinanzierte Angebote. 

Pädagogische Maßnahmen und Begleitangebote gegen Schulabsentismus und
Schulverweigerung. Wir geben kein Kind auf. 

Kostenfreie – einheitliche Schülerbeförderung im Primar, Sekundarbereich I
und II sowie in der schulischen Ausbildung. Die Entwicklung des
Schultickets hin zum Deutschlandticket. 

Kostenloses, gesundes und kindgerechtes Frühstück und Mittagessen. 

Vom Schulträger finanzierte Schulsozialarbeiter als Bindeglieder
zwischen Kind, Familie, Jugendamt, Beratungs- und Präventionsstellen.

Beratungsstellen für den Übergang Schule – Beruf als Vermittler zwischen
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 124

 125

 126

Schulen, Ausbildungsstätten. 

Dezentrale Berufsschulstandorte zur Stärkung des ländlichen Raums und
Wirtschaft. 

 127

 128 2.3 Eine Schule für alle: Inklusive Bildung mit Qualität

 129 Inklusion ist ein Menschenrecht. Sie scheitert nicht am Kind, sondern an
 130 fehlenden Ressourcen. Auf diese Weise setzt sich fort, dass Individualität in
 131 Schule und Gesellschaft als Nachteil verstanden wird - echte Teilhabe wird
 132 verunmöglicht. Kommunen sind in der Pflicht, bauliche Barrieren abzubauen,
 133 Assistenz, therapeutische Angebote und barrierefreie Mobilität zu sichern.
 134 Inklusion gelingt, wenn multiprofessionelle Teams, Schulassistenz, Dolmetsch-
 135 und Traumahilfe, barrierefreie Lernräume und verlässliche Übergänge
 136 zusammenkommen - vom Kita-Einstieg bis in Ausbildung und Jugendhilfe. Um 
 137 Inklusion zu verwirklichen, muss sich die Schule bewusst gegen den 
 138 Selektionsdruck, der in dieser Gesellschaft herrscht, einsetzen, anstatt 
 139 Einzelne auf geforderte Leistungsmaßstäbe zu hieven.

 140 Unsere Forderungen:

 141 •  Inklusionsteams aufbauen: Heilpädagogik, Assistenz, Sozialarbeit,
 142 Schulpsychologie – verbindlich mit Jugend- und Gesundheitsamt kooperieren

 143 •  Mehrsprachigkeit und interkulturelle Projekte fördern

 144 •  Barrierefreie Schulen: Aufzüge, Rampen, Induktionsanlagen, Leitsysteme, Ruhe-
 145 und Pflegeräume, barrierefreie Höfe und Mensen

 146 •  Sprach- und Lernförderung im Sozialraum: kommunale Sprachkitas, kostenlose
 147 Lernzentren, mobile Teams für ländliche Räume

 148 •  Psychische Gesundheit stärken: traumasensible Beratung, Präventionsketten,
 149 Schutzkonzepte gegen Diskriminierung und Gewalt

 150 Förderschulen abschaffen. Stattdessen muss eine flächendeckende inklusive 
 151 Beschulung ermöglicht werden

 152 2.4 Kinder- und Jugendhilfe: Unterstützung für alle Kinder, Jugendlichen und
 153 Familien 

 154 Die Kommunen und Landkreise sind die öffentlichen Träger der Kinder- und
 155 Jugendhilfe. Sie haben den gesetzlichen Auftrag unsere Kinder- und Jugend zu
 156 fördern, Familien und Eltern zu beraten, bei Krisen im Sinne des Kindeswohls
 157 einzugreifen und Angebote zu planen und zu steuern. Die Kommunen haben den
 158 Auftrag ihre Angebote inklusiv zu gestalten. Die Eingliederungshilfe für
 159 Menschen mit Behinderung oder drohender Behinderung werden in die Kinder- und
 160 Jugendhilfe integriert. Wir begrüßen diesen Schritt. 

 161 Gute Angebote der Kinder- und Jugendhilfe sind kostspielig. Oftmals stehen sie
 162 daher unter Rechtfertigungs- und Spardruck. Personalkosten sollen gekürzt und
 163 die Angebote auf ein Minimum eingespart werden. Für innovative Ideen, die auf
 164 neue Probleme reagieren, werde keine Mittel bewilligt. Es findet keine Förderung
 165 von Kindern und Jugendlichen statt. Stattdessen konzentrieren sich die
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 166 Jugendämter auf ihre Feuerwehrfunktion bei  angespannten und bedrohlichen
 167 Ausnahmesituationen. Für alles andere wurde das Geld stark gekürzt. Auf
 168 Bundesebene werden jetzt selbst die Eingliederungshilfe als Kostentreiberin
 169 markiert. Obwohl sie wichtige Arbeit leistet, soll hier gekürzt werden.  

 170 Wir wollen die Jugendämter bei ihrem fördernden, beratenden und präventiven
 171 Auftrag fördern. Dafür braucht es Geld für Personal und für innovative
 172 Projekte. 

 173 Unsere Forderungen: 

 174

 175

 176

 177

 178

 179

 180

 181

 182

 183

 184

 185

 186

 187

 188

 189

 190

 191

 192

Finanzierung der Kinder- und Jugendhilfe nach den tatsächlichen Bedarfen
vor Ort. Nichts ist so teuer, wie eine kaputt gesparte Förderung unserer
Kinder und Jugendlichen.  

Jugendzentren und Räume, die Kinder und Jugendliche selbst ohne
Leistungsdruck, dafür aber mit viel Kreativität gestalten können. 

Den gesetzlichen Auftrag Inklusion in die Kinder- und Jugendhilfe zu
integrieren ernst nehmen und Strukturen schaffen, die Menschen schnell zu
passenden Angeboten lotsen und die Inklusion ingesamt stärken. 

Überall wo die Arbeit mit Kindern auf Vertrauensverhältnissen basiert,
braucht es Kinderschutzkonzepte, die vor psychischer, emotionaler und
sexualisierter Gewalt schützen und die professionell begleitet werden. 

Innovative Maßnahmen um auf neue Probleme wie Cyber-Grooming – also der
sexualisierten Gewaltgegenüber Kindern und Jugendlichen durch Erwachsene im
digitalen Raum – reagieren zu können. 

Unterstützung von Eltern und Erziehungsberechtigten bei Fragen wie
Erziehung, Medienkonsum, Sexualität und Pubertät durch Formate, die viele
Menschen erreichen. 

Ausbau von kostenfreien Ferienfreizeiten und Stärkung der offenen
Jugendarbeit 

 193

 194 2.5 Migration und Integration: Unsere Kinder haben ihre Wurzeln hier und auf der
 195 ganzen Welt 

 196 Migration ist etwas Selbstverständliches. Deutschland war immer schon ein
 197 Einwanderungsland, ist es auch gerade und wird es auch in Zukunft. Migration ist
 198 nicht ein Ausnahme-, sondern Normalzustand. Ausgerechnet das Bildungs- und
 199 Schulsystem geht aber davon aus, dass unsere Kinder einer Norm entsprechen. Es
 200 wird vorausgesetzt, dass die Kinder deutsch sprechen. Diese Norm wurde schon
 201 immer von gesellschaftlicher Realität überholt. Unsere Kinder sind vielsprachig,
 202 bringen unterschiedliche kulturelle Schätze und familiäre Geschichten mit. Wir
 203 möchten, dass Schule und Bildungseinrichtungen die Vielfalt unserer Kinder
 204 fördert und sie gut aufs Leben vorbereitet – egal wo sie herkommen und welche
 205 Sprache zuhause gesprochen wird. 

 206 Wir wollen eine Schule, die die Identitäts- und Persönlichkeitsbildung unserer
 207 Kinder fördert und nicht bei der Schuleingangsuntersuchung abwertet. 

 208 Unsere Forderungen: 
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 209

 210

 211

 212

 213

 214

 215

Kommunale Sprachförderkonzepte, die Mehrsprachigkeit positiv sehen und
fördern. 

Unterstützung von interkulturellen Projekten, Vereinen und Initiativen
durch die Kommunen 

Förderungen von Initiativen zu einer positiven Willkommens- und
Integrationskultur und antirassistischer Projekte und Bildungsangebote

Dolmetsch- und Traumahilfen für Kinder und Jugendliche mit Fluchterfahrung

 216

 217 2.6 Kita und Schule für alle: Inklusive Bildung mit Qualität 

 218 Inklusion ist ein Menschenrecht – doch bisher ist sie gescheitert – an fehlender
 219 Planung und Ressourcen. Die Kommunen sind in der Pflicht, bauliche Barrieren
 220 abzubauen, Assistenz, therapeutische Angebote und barrierefreie Mobilität zu
 221 sichern. Noch immer müssen Eltern bürokratische Hürden überwinden, um
 222 Unterstützung zu bekommen. Wir wollen Schulen, die Vielfalt leben und Inklusion
 223 selbstverständlich machen – ohne Anträge und Aussonderung.

 224 Unsere Forderungen:

 225

 226

 227

 228

 229

 230

 231

 232

Alle Schulen baulich, digital und sozial barrierefrei gestalten.

Verbindliche Kooperation von Jugend- und Gesundheitsamt, Beratungsstellen
und Schulen. Verfahrenslotsinnen wollen wir stärken. 

Festangestellte kommunale Psychologinnen und Sozialarbeiterinnen, als
Unterstützung für Kinder, Eltern,Lehrkräfte und Schulen.  

Etablierung eines Mehrdimensionalen Klassenmanagements.

Niedrigschwellige Beratungsstellen flächendeckend ausbauen. 

Kommunal finanzierte Mobile Beratungsteams für den ländlichen Raum. 

 233

 234

 235 2.7 Schulen als Orte gelebter Demokratische „Mitreden, Mitgestalten,
 236 Mitentscheiden – Beteiligung von Anfang an“ 

 237 Demokratie lernen wir, indem wir sie praktizieren. Schulen brauchen verlässliche
 238 Beteiligungsrechte und Budgets für Schülerinnen, Eltern und pädagogische Teams.
 239 Kommunen können Mitspracherechte verankern – in Jugendparlamenten, kommunalen
 240 Ausschüssen und transparente Schulentwicklungsprozesse. Wer mitbestimmt
 241 übernimmt Verantwortung, organisiert sich, identifiziert sich und wehrt sich
 242 gegen Spaltung und fördert die Gesellschaft.

 243 Unsere Forderungen:

 244

 245

 246

 247

 248

Zusammenarbeit von Jugendpflege und Schule.

Einrichtung von Jugendparlamenten mit echten Entscheidungsrechten.

Stärkung von Schüler- und Elternvertretungen in den kommunalen Ausschüssen

Einführung von Schülerinnenbudgets für eigene Projekte.

Teilnahme an der Projektförderung: „Demokratie Leben“.
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 249  � Einführung eines Stimmrechts für Schülervertreter*innen in allen
 250 Schulentscheidungen, schulpolitischen Entscheidungen und Schulgremien erhalten,
 251 anstatt weiterhin nur mit beratender Stimme tätig zu sein.

 252 � Streikrecht für Schüler*innen einführen: Schulen sollen als Orte der
 253 Demokratiebildung Protest nicht unterbinden, sondern den pädagogischen Diskurs
 254 darüber fördern

 255

 256

 Einführung eines Stimmrechts für Schülervertreter*innen in allen
schulpolitischen Entscheidungen und Gremien

 257 2.8 Weiter- und Persönlichkeitsbildung: „VHS, Bibliotheken, Kultur sichern“

 258 Bildung endet nicht mit dem Schul- oder Berufsabschluss. Volkshochschulen,
 259 Bibliotheken, Musik- und Kunstschulen sowie Soziokultur sind die Türöffner zur
 260 Bildung für viele Menschen. Vielerorts sind die Öffnungszeiten zu gering, es
 261 drohen Kürzungen und Gebührenerhöhungen. Wir wollen lebenslanges Lernen,
 262 niedrigschwellig, gebührenarm bis gebührenfrei, wohnortnah, digital erreichbar
 263 unter kommunalen Schutz stellen und die Einrichtungen mit den dazugehörenden
 264 Angeboten zu „Dritten Orten“ ausbauen.

 265 Unsere Forderungen:

 266

 267

 268

 269

 270

 271

 272

 273

 274

 275

VHS-Grundfinanzierungen durch die kommunalen Träger erhöhen.

Bibliotheken als Dritte Orte: längere Öffnungszeiten, Sonntagsöffnung,
Geräteverleih, Makerspace und Lernräume. 

Sozial gestaffelte Beiträge für VHS-Kurse, Musik- und Kunstschulangebote. 

Soziokulturelle Zentren und kommunale Freizeitheime errichten/ausbauen. 

Ländliche Regionen als Bildungsorte durch VHS-Außenstellen,
Fahrbibliotheken, mobile und digitale Lernzentren stärken. 

Niedrigschwelliger Kulturangebote mit kostenfreiem Zutritt für alle
Altersgruppen.

Kulturpässe für Kinder und Jugendliche – freier Eintritt bis 18 Jahre. 

 276

 277 2.9 Medienkompetenz und digitale Chancen für alle 

 278 Digitale Teilhabe entscheidet zunehmend über gesellschaftliche und berufliche
 279 Chancen. Viele Menschen haben keinen Zugang zu Geräten oder schnellem Internet -
 280 digitale Ungleichheit spaltet. Kommunen können die Grundversorgung sichern:
 281 Netze, Geräte, offene Software, Datenschutz und Medienbildung. Wir wollen
 282 digitale Teilhabe für alle sichern – als öffentliche Aufgabe – durch kommunale
 283 WLAN-Netze, Leihgeräte und außerschulische Medienbildung. Eine Verbotsdebatte
 284 löst kein Problem und verschiebt die Problematik von schädlichen Medienkonsums
 285 ins Private und Elternhaus.

 286 Unsere Forderungen:

 287

 288

Kostenloses kommunales WLAN in allen öffentlichen Einrichtungen und auf
öffentlichen Plätzen. 
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 289

 290

 291

 292

 293

 294

 295

 296

 297

Strategien für Open Source und OER entwickeln: Gemeinsam mit den
Mitarbeitenden sollen Anwendungen entwickelt werden, die uns unabhängiger
von Microsoft und co. machen. Das ist sicherer und spart uns
Lizenzgebühren. 

Ausbau von Kursen zur Medienbildung und digitalen Kompetenz – Bibliotheken
und Medienzentren als Hubs für Informationskompetenz, Datenschutz und KI-
Grundlagen.

Aufbau kommunaler nicht kommerzieller digitaler Infrastruktur als
öffentliche Daseinsvorsorge.
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Antrag KWR03: Kommunalwahlrahmenprogramm - Kapitel 3 - 
Gesundheit (und Daseinsvorsorge)
Laufende Nummer: 12

Status: angenommen
Sachgebiet: KWR - Antrag Kommunalwahlrahmenprogramm (Leitantrag)

 1 3. Gesundheit (und Daseinsvorsorge) – Für eine solidarische
 2 Infrastruktur
 3 Gesundheit ist ein Menschenrecht und Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge. Doch
 4 in Niedersachsen gefährden Klinikschließungen, Personalmangel und die
 5 Profitorientierung die flächendeckende Versorgung – besonders im ländlichen
 6 Raum. Die medizinische Infrastruktur wird zunehmend ausgedünnt, während
 7 Beschäftigte unter prekären Bedingungen arbeiten müssen und die Sorgearbeit 
 8 unbezahlt in die Familie verlagert wird. 

 9 Wir setzen uns für ein bedarfsorientiertes, solidarisches Gesundheitssystem ein,
 10 das allen Menschen unabhängig von Einkommen, Herkunft oder Geschlecht
 11 gleichberechtigten
 12 Zugang zu hochwertiger Versorgung bietet. Gesundheitspolitik ist eine Querschnit
 13 tsaufgabe, die Bildung, Umwelt, Feminismus, Queerpolitik, Arbeit und Wohnen
 14 mitdenkt – denn Gesundheit bedeutet mehr als nur die Abwesenheit von Krankheit.

 15

 16 3.1 Kommunale Gesundheitszentren aufbauen: Dezentral, präventiv, barrierefrei

 17 Der demografische Wandel und der Ärztemangel verschärfen die Unterversorgung,
 18 besonders auf dem Land. Ziel ist der Aufbau von kommunalen Gesundheitszentren,
 19 die wohnortnah, präventiv und barrierefrei arbeiten.

 20 Unsere Forderungen:

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

Aufbau kommunaler medizinischer Versorgungszentren in öffentlicher
Trägerschaft.

Teams aus Ärzt*innen, Pflege- und Gesundheitsberufen in
multiprofessioneller Zusammenarbeit.

Flexible Arbeitsbedingungen für Ärzt*innen ohne ökonomisches Risiko.

Barrierefreie Zugänge für alle – baulich, kommunikativ und sozial.

Anbindung der Gesundheitszentren an den Nahverkehr.

Queere Versorgung berücksichtigen (PrEP, HRT, Psychotherapie etc.).

 29

 30 3.2 (Re)Kommunalisierung von Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen umsetzen

 31 Immer mehr Krankenhäuser schreiben rote Zahlen, weil sie unter dem Druck stehen,
 32  Gewinne zu erwirtschaften. Besonders wohnortnahe Kliniken und
 33 Pflegeeinrichtungen sind von Schließung bedroht – oft mit verheerenden Folgen

15 / 36



 34 für die Versorgung: Eine bedarfsgerechte medizinische Versorgung und würdige
 35 Pflege in Wohnortnähe ist dadurch nahezu nicht mehr gewährleistet. Ziel ist eine
 36 Gesundheits- und Pflegeversorgung in öffentlicher Hand, die Daseinsvorsorge
 37 statt Profitinteressen folgt.

 38

 39 Unsere Forderungen:

 40

 41

 42

 43

 44

 45

Erhalt und Förderung kommunaler Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen.

Überführung privater Kliniken und Pflegeheime in gemeinwohlorientierte
Trägerschaft.

Flächendeckende Krankenhausversorgung: Kliniken müssen in kurzer Fahrzeit
erreichbar sein.

Ausbau und Stärkung des Rettungsdienstes, insbesondere im ländlichen Raum.

 46

 47

 3.3 Gesundheitswesen bleibt zivil!
 48

 49

 50 Die bundesweite Militarisierung macht auch vor dem Gesundheitssystem keinen 
 51 Halt, im Gegenteil: In der nationalen Sicherheitsstrategie wird eine “Politik 
 52 der Integrierten Sicherheit” formuliert, die “das

 53 Zusammenwirken aller relevanten Akteure, Mittel und Instrumente, durch deren 
 54 Ineinandergreifen” bedeutet. Damit wird ausdrücklich ein Ansatz verfolgt, der 
 55 zivile und militärische Bereiche enger verzahnt und damit zwangsläufig auch den 
 56 medizinischen Sektor einbezieht.

 57 Die Bundeswehr hat ein erhebliches Interesse daran, bestehende 
 58 Gesundheitsstrukturen für den sogenannten Ernstfall nutzbar zu machen. Mit 
 59 Westerstede und Hamburg befindet sich Niedersachsen in unmittelbarer Nähe zu 
 60 zwei von nur fünf Bundeswehrkrankenhäusern bundesweit. Es ist von dort ausgehend 
 61 fest mit zunehmender militärischer Einflussnahme auf zivile 
 62 Versorgungsstrukturen zu rechnen.

 63 Bewusst werden hierzu bereits seit Monaten politisch die Grenzen zwischen 
 64 Kriegs- und Katastrophenmedizin verwischt. Doch Kriegsmedizin ist keine am 
 65 Menschen orientierte Gesundheitsversorgung, im Mittelpunkt steht nicht, 
 66 Lebensqualität zu verbessern, Leiden zu lindern und Heilung zu ermöglichen. 
 67 Nein, in der Kriegsmedizin steht die Wiederherstellung einer schnellstmöglichen 
 68 Einsatzfähigkeit von Soldat*innen für die Front im Vordergrund. Diese Logik 
 69 bedarf einer Entfremdung der medizinischen Berufe und hierfür muss 
 70 selbstverständlich umgeschult werden. Diskutiert werden bereits verpflichtende 
 71 Fortbildungen zur Triage im Kriegsfall bis hin zu einem Kündigungsverbot 
 72 medizinischer Berufe im Kriegsfall. Zahlreiche zivile Kapazitäten sollen für 
 73 diesen dann der Bundeswehr vorbehalten, Betten eines sowieso schon mehr als 
 74 ausgelasteten Gesundheitssystem sollen für Soldat*innen reserviert, OP-
 75 Kapazitäten eingespart werden. Im Kriegsfall wird entgegen aller Illusion eine 
 76 ausreichende Versorgung der Zivilbevölkerung nicht gewährleistet werden können.
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 77 Militarisierung ist nicht vereinbar mit einem menschenwürdigen 
 78 Gesundheitssystem!

 79

 80 Unsere Forderungen:

 81 � Eine klare Trennung von zivilen und militärischen Strukturen. Bundeswehr raus 
 82 aus den Krankenhäusern!

 83 � Eine Ausfinanzierung des Gesundheitssystems, statt Geld für Kriegstüchtigkeit

 84 � Eine medizinische Ausbildung und Lehre frei von Kriegsmedizin

 85 � Solidarität mit allen gewerkschaftlichen und kollektiven Widerstandsbewegungen 
 86 im Gesundheitssystem gegen die fortschreitende Militarisierung

 87

 88 Die weitere Nummerierung ist dann entsprechend anzupassen. 

 89

 90

 3.3 Gesundheitswesen bleibt zivil!
 91

 92 Die fortschreitende Militarisierung macht auch vor dem Gesundheitssystem nicht
 93 halt. Die Nationale Sicherheitsstrategie verfolgt einen Ansatz, der zivile und
 94 militärische Bereiche enger verzahnt - mit weitreichenden Folgen für die
 95 medizinische Versorgung. Die Bundeswehr zeigt ein wachsendes Interesse daran,
 96 bestehende Gesundheitsstrukturen für den sogenannten Ernstfall nutzbar zu
 97 machen.

 98 Diskutiert werden bereits verpflichtende Fortbildungen zur Triage im Kriegsfall
 99 oder sogar Kündigungsverbote für medizinisches Personal. Zivile Kapazitäten
 100 sollen im Ernstfall der Bundeswehr vorbehalten werden: Betten in einem ohnehin
 101 überlasteten System würden für Soldat*innen reserviert, OP-Kapazitäten
 102 eingeschränkt, Ressourcen umgeleitet. Damit droht eine Situation, in der die
 103 Versorgung der Zivilbevölkerung im Kriegsfall nicht mehr gewährleistet werden
 104 kann.

 105 Ein solidarisches, gut ausgestattetes Gesundheitssystem darf nicht zum
 106 verlängerten Arm militärischer Logik werden.

 107 Unsere Forderungen:

 108

 109

 110

 111

 112

 113

 114

 115

 116

Klare Trennung von zivilen und militärischen Strukturen. Die Bundeswehr hat
in zivilen Krankenhäusern nichts zu suchen.

Investitionen in kommunale Gesundheitsversorgung statt in
Kriegstüchtigkeit. Öffentliche Mittel gehören in Personal, Infrastruktur
und Versorgung - nicht in militärische Aufrüstung.

Eine medizinische Ausbildung frei von Kriegsmedizin. Lehre und Praxis
müssen sich an zivilen, humanitären Prinzipien orientieren.

Solidarität mit gewerkschaftlichen und kollektiven Widerstandsbewegungen im
Gesundheitswesen gegen die zunehmende Militarisierung
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 117

 118 Die weitere Nummerierung ist dann entsprechend anzupassen.

 119 3.3 Gute Pflege sichern: Mehr Personal, bessere Löhne, ambulant und stationär

 120 Pflegekräfte sind überlastet und unterbezahlt, viele verlassen den Beruf. Eine
 121 Stärkung lässt sich nur mit einer
 122 Verbesserung der Arbeitsbedingungen erreichen, denn ein solidarisches Gesundheit
 123 ssystem braucht gute Arbeit. Ziel ist eine menschenwürdige Pflege durch bessere
 124 Arbeitsbedingungen und verlässliche Personalstandards.

 125 Unsere Forderungen:

 126

 127

 128

 129

 130

 131

Mehr Personal in Kliniken und Pflegeeinrichtungen, höhere Löhne,
Tarifbindung.

Kommunale Programme für familienfreundliche Schichtmodelle und
Betreuungsangebote.

Hochwertige Ausbildung mit mehr Anleitung und Lernzeiten.

Einrichtung kommunaler „Räte für Gute Arbeit im Gesundheitswesen“.

 132

 133 3.4 Psychische Gesundheit und Prävention stärken: Hilfe statt Stigma

 134 Psychische Krankheiten sind ein Thema, das in unserer Gesellschaft viel zu
 135 häufig gemieden wird. Erwerbstätige leiden zunehmend unter dem steigenden
 136 Leistungsdruck - vor allem
 137 Frauen, die neben beruflicher Verpflichtung oft die Hauptverantwortung für Sorge
 138 arbeit tragen. Die Corona-Pandemie hat die Lage weiter verschärft. Gleichzeitig
 139 fehlen vielerorts Therapieplätze, wodurch sich die Situation für Betroffene
 140 weiter zuspitzt. Ziel ist eine Versorgung, die Hilfe statt Ausgrenzung bietet.

 141 Unsere Forderungen:

 142

 143

 144

 145

 146

 147

 148

Mehr Therapieplätze durch Förderung von Niederlassungen und Weiterbildung.

Kommunale Mittel für Psychologinnen, Sozialarbeiterinnen und Fachkräfte
erhöhen.

Ausbau von Gruppenangeboten, Tagesstätten und betreutem Wohnen.

Vernetzung zwischen Hausärzt*innen, Kliniken und Jugendhilfe stärken.

Digitale Beratungsangebote für Familien mit eingeschränkter Mobilität.

Einführung kommunaler Krisenteams mit 24/7-Erreichbarkeit.

 149

 150 3.5 Akzeptanzorientierte Drogenpolitik und Vorsorge ausbauen

 151 Suchterkrankungen sind weit verbreitet – doch Betroffene stoßen oft auf Stigmati
 152 sierung statt
 153 auf Hilfe. Die Kriminalisierung von Drogenkonsum verschärft soziale Probleme und
 154  verhindert wirksame Prävention. Wir setzen uns für eine akzeptanzorientierte
 155 Drogenpolitik und eine flächendeckende Versorgung mit Beratungs-
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 156  und Hilfsangeboten ein. Statt Drogenkonsum zu
 157 kriminalisieren, wollen wir einen effektiven Gesundheitsschutz und Menschen in A
 158 bhängigkeit aus ihrer Sucht begleiten. Ziel ist eine akzeptanzorientierte
 159 Drogenpolitik, die Hilfe und Vorbeugung in den Mittelpunkt rückt – statt Strafe
 160 und Ausgrenzung.

 161 Unsere Forderungen:

 162

 163

 164

 165

 166

Aufklärungskampagnen in Schulen, Vereinen und Jugendzentren.

Ausbau kommunaler Anlaufstellen zur Suchtberatung und Substitution.

Unterstützung von Selbsthilfegruppen und Drogenkonsumräumen.

Modellprojekte zur Entkriminalisierung auf kommunaler Ebene.

Möglichkeit zur Substanzanalyse („Drug-Checking“) in jeder Kommune.

 167

 168 3.6 Geburtshilfe sichern

 169 Hebammen und werdende Eltern leiden unter dem steigenden Druck im
 170 Gesundheitswesen. Die Ökonomisierung und Profitorientierung gefährdet eine
 171 flächendeckende und würdevolle
 172 Versorgung rund um die Geburt. Wir setzen uns für eine wohnortnahe Geburtshilfe 
 173 und die freie Wahl des Geburtsortes ein – unabhängig von Wohnort oder Einkommen. 

 174 Familien haben Anspruch auf Hebammenbegleitung - von der Schwangerschaft bis zum
 175 Abstillen des Kindes. Auch Frauen, die sich gegen die Schwangerschaft 

 176 Familien haben Anspruch auf Hebammenbetreuung, solange der Bedarf besteht.
 177 Kommunal kämpfen wir für Pilotprojekte, die über die Versorgung der
 178 Krankenkassen hinaus gehen. Auch Frauen, die sich gegen die Schwangerschaft 

 179 entscheiden, brauchen angemessene Unterstützung. Ziel ist eine wohnortnahe,
 180 sichere und selbstbestimmte Geburtshilfe.

 181 Unsere Forderungen:

 182

 183

 184

 185

 186

 187

 188

 189

 190

 191

 192

 193

Flächendeckene geburtshilfliche Versorgung sichern, gegen weitere 
Kreissaalschließungen

Mindestens ein Geburtshaus pro Landkreis fördern.

Gewalt in der Geburtshilfe vorbeugen durch Personalbemessung und 
Fortbildung

Kommunale Unterstützung für Hebammen – finanziell und strukturell.

Regelmäßige Evaluation der Geburtshilfe durch runde Tische.

Zugang zu legalen Schwangerschaftsabbrüchen in allen Regionen.

Verankerung von Abbrüchen in der medizinischen Ausbildung.

Kliniken verpflichten, Schwangerschaftsabbrüche zu ermöglichen.

Kommunale Informationsangebote über Beratungsstellen und medizinische
Hilfe.
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Antrag KWR04: Kommunalwahlrahmenprogramm - Kapitel 4 - 
Arbeit, Wirtschaft und Finanzen 
Laufende Nummer: 13

Status: angenommen
Sachgebiet: KWR - Antrag Kommunalwahlrahmenprogramm (Leitantrag)

 1 4. Arbeit, Wirtschaft und Finanzen – Gut, gerecht und transparent

 2 Kommunen sind nicht nur große Arbeitgeber*innen, sie haben auch großen Einfluss 
 3 auf die wirtschaftliche Ausrichtung und Funktionalität ihrer Region. Sie haben 
 4 den größten Anteil an den Infrastrukturinvestitionen und können verschiedenste 
 5 Werkzeuge nutzen, um lokal und regional die Wirtschaft mitzugestalten. Die 
 6 Kommunen sind chronisch unterfinanziert. Doch die Spielräume, die da sind, 
 7 werden meist wenig oder gar nicht genutzt und nur dann, wenn es nicht mehr 
 8 anders geht, oder zu Gunsten von Einzelinteressen, statt im Interesse der 
 9 Mehrheit von uns.

 10

 11 Wir setzen uns dafür ein, dass die Kommune die Prioritäten im Gemeinwohl setzt. 
 12 Es ist an der Zeit, dass wir die Interessen der Bürger*innen an die erste Stelle 
 13 setzen und im ersten Schritt überlegen, was die Bewohner*innen eines Dorfes oder 
 14 einer Stadt brauchen, um dort gut leben zu können. Denn auch ein lebenswertes 
 15 Umfeld für Beschäftigte und deren Familien ist Standortfaktor. Auch Kitas 
 16 sichern Arbeitsplätze. Auch gute Bildung hilft gegen Fachkräftemangel. Dafür 
 17 braucht es mehr als einen funktionierenden moralischen Kompass in 
 18 Einzelentscheidungen. Es braucht ein Konzept, dass wirtschaftliche Stärke als 
 19 Resultat sozialer Sicherheit erkennt.

 20

 21 4.1 Gute Arbeit und soziale Sicherheit: Faire Löhne, starke kommunale Betriebe

 22 Arbeit in kommunaler Verantwortung kann Vorbild sein – für faire Bezahlung, 
 23 Tarifbindung und Mitbestimmung. Doch zu oft sehen wir Ausgliederungen, prekäre 
 24 Beschäftigung und Lohndumping. Wir wollen gute Arbeitsbedingungen für die 
 25 Kommunalen Beschäftigten. Zudem sollten die Kommune ihre Möglichkeiten nutzen, 
 26 um Tariftreue auch bei Zulieferern und Dienstleistern einzufordern.

 27 Unsere Forderungen:

 28

 29

 30

 31

 32

 33

 34

 35

 36

Tarifbindung in allen kommunalen Betrieben sichern und konsequent anwenden.

Keine Ausgliederungen, Leiharbeit oder prekäre Beschäftigung in kommunaler 
Verantwortung.

Tariftreue bei Vergaben: öffentliche Aufträge nur an Unternehmen, die gute 
Arbeitsbedingungen garantieren.

Geflüchtete dürfen nicht als Billigarbeitskräfte ausgebeutet werden – 
gleiche Rechte und Bezahlung für alle.

Entlastung für Beschäftigte in Verwaltungen, mehr Personal statt 
Arbeitsverdichtung.
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 37

 38

Stärkung von Personal- und Betriebsräten und gewerkschaftlicher 
Mitbestimmung.

 39 4.2 Energie, Wasser und Abfall als öffentliche Daseinsvorsorge garantieren

 40 Energie, Wasser und Abfall sind Grundrechte – doch in den letzten Jahrzehnten 
 41 wurden Teile der öffentlichen Daseinsvorsorge privatisiert oder ausgelagert. Die 
 42 Folge: steigende Preise, schlechtere Leistungen, weniger demokratische 
 43 Kontrolle. Kommunen dürfen nicht abhängig sein von Konzernen, die auf 
 44 Gewinnmaximierung setzen. Wir wollen eine Rekommunalisierung zentraler Bereiche 
 45 und eine verlässliche Versorgung für alle.

 46 Unsere Forderungen:

 47

 48

 49

 50

 51

Rekommunalisierung von Energie-, Wasser- und Abfallbetrieben.

Ausreichende Finanz-, Sach- und Personalmittel für öffentliche Betriebe 
bereitstellen.

Sozial verträgliche Gebührenmodelle und Absicherung gegen Energiesperren.

Transparente Entscheidungsprozesse, die Bürger*innen beteiligen.

 52

 53 4.3 Gerechte Kommunalfinanzen sichern: Transparenz und Verteilungsgerechtigkeit

 54 Viele Kommunen können ihre Pflichtaufgaben kaum noch erfüllen, weil ihnen 
 55 Einnahmen fehlen und sie gleichzeitig unter hohen Belastungen leiden. 
 56 Schuldenbremsen und unzureichende Finanzierung durch Bund und Land verschärfen 
 57 die Krise. Dabei geht es um zentrale Aufgaben: Bildung, Kinder- und Jugendhilfe, 
 58 Kultur und soziale Teilhabe. Finanzpolitik darf nicht in Hinterzimmern 
 59 geschehen, sondern muss transparent, gerecht und nachvollziehbar sein.

 60 Unsere Forderungen:

 61

 62

 63

 64

 65

 66

 67

 68

 69

 70

Vorrang für Bildung, Kinder- und Jugendhilfe sowie Gleichstellungs- und 
Teilhabeprojekte im Haushalt.

Planungssicherheit durch Grundförderung für Pflichtaufgaben wie 
Jugendhilfe.

Gewerbesteuerhebesätze angleichen, um „Steueroasen“ zwischen Kommunen zu 
verhindern.

Auskunftsrechte für Bürger*innen über Einnahmen und Ausgaben in 
verständlicher Form.

Öffentliche Beratung aller finanzwirksamen Entscheidungen in Räten und 
Ausschüssen.

 71

 72 4.4 Kommunale Wirtschaftspolitik: Nachhaltige Strukturen erhalten und stärken

 73 Immer weniger Betriebe zahlen nach Tarif, Mitbestimmung wird geschwächt, viele 
 74 Firmen setzen auf unsichere Jobs mit schlechter Bezahlung. Das muss nicht so 
 75 sein: Wir streiten für eine aktive Wirtschaftspolitik an der Seite der 
 76 Beschäftigten und Gewerkschaften.
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 77 Unsere Forderungen:

 78

 79

 80

 81

 82

 83

 84

 85

 86

Wirtschaftsförderung nur, wenn gute, tarifgebundene Arbeitsplätze 
entstehen.

Tariftreue auch bei Aufträgen unterhalb der bisherigen Schwellenwerte.

Kommunale Beratungsangebote für Betriebsübernahmen durch Beschäftigte 
einführen.

Förderung von Genossenschaften und solidarischen Wirtschaftsmodellen.

Unterstützung für Betriebe, die auf nachhaltige, gesellschaftlich 
notwendige Produktion umstellen – statt Abhängigkeit von Rüstungsindustrie 
oder Spekulation.

 87

 88 4.5 Attraktive Innenstädte und versorgungssichere Dörfer

 89 Innenstädte veröden, weil Mieten steigen und Konsumzwang viele Menschen 
 90 ausschließt. Auf dem Land wiederum bricht die Nahversorgung zusammen, wenn 
 91 kleine Läden schließen und Busverbindungen gekappt werden. Wir wollen 
 92 Innenstädte und Dörfer als Orte des sozialen Lebens erhalten und 
 93 weiterentwickeln – mit Kultur, Treffpunkten und Versorgung für alle.

 94 Unsere Forderungen:

 95

 96

 97

 98

 99

 100

 101

 102

Kommunale Konzepte für Innenstädte ohne Konsumzwang: Plätze, Parks, Räume 
für Begegnung.

Innenstädtische Freiräume für Jugendliche schaffen und erhalten

Förderung kleiner Einzelhändler*innen, die Nahversorgung sichern.

Unterstützung für Projekte, die Dorfläden oder Genossenschaften betreiben.

Beteiligung der Bürger*innen an der Gestaltung von Stadtzentren und 
Dorfplätzen.

Förderung von Kultur, Märkten und Festen im öffentlichen Raum.

 103

 104 4.6 Lebenswerte Dörfer erhalten

 105 Dörfer sind wichtige Lebensräume, stehen aber vor wirtschaftlichen und 
 106 demografischen Herausforderungen. Ihre Lebensqualität und zukünftige 
 107 Entwicklungspotentiale sind außerhalb der Dörfer kaum im Fokus des öffentlichen 
 108 Interesses. Die Entwicklung vom Lebensort zum Schlafdorf seit den frühen 70er 
 109 Jahren verschärft sich gegenwärtig immens. Die Busanbindung an die nächste Stadt 
 110 ist mangelhaft, Einkauf und Arztbesuche gestalten sich schwierig, Post und 
 111 Geldinstitute haben das Dorf oft schon verlassen. Kommunale ehrenamtliche 
 112 Selbstverwaltung steht vor unermesslichen Herausforderungen bei leeren Kassen.

 113

 114 Unsere Forderungen:

 115

 116

Infrastrukur, Nahversorgung, Kultur darf nicht dem Ehrenengamenent 
überlassen werden und bedarf der Steuerung und Finanzierung durch die 
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 117

 118

 119

 120

 121

 122

 123

 124

 125

 126

 127

 128

Kommunen.

Ausweitung der kommunalen Beratung zur Projektförderung (Mittel aus Landes-
, Bundes und Europa-Fördertöpfen

Konzeptentwicklung zur Führung von genossenschaftlichen Dorfäden von 
Bürgern

Begegungstätten für Menschen aller Generationen

Trimmpfade und Bolzplätze

Mobiltätskonzente vor allem in Ferienzeiten, Abendstunden und an 
Wochenenden

Aufsuchende Klimaschutz- und Pflegeberatung

Zu den Dörfern reisende Pflegekräfte oder Ärzt*innen. 

Breitbandversorung
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Antrag KWR05: Kommunalwahlrahmenprogramm - Kapitel 5 - 
Verkehr - Mobilität für alle
Laufende Nummer: 14

Status: angenommen
Sachgebiet: KWR - Antrag Kommunalwahlrahmenprogramm (Leitantrag)

 1 5. Verkehr – Mobilität für alle, bezahlbar und klimafreundlich

 2 Freie, klimaneutrale Mobilität sollte ein Grundrecht sein, doch dank 
 3 Sozialkürzungen werden sogar Tickets für Schüler*innen und Senior*innen teurer. 
 4 Zu häufig wird in der Verkehrspolitik einseitig auf das Auto gesetzt, was nicht 
 5 nur klimaschädlich und gefährlich ist, sondern auch Teilhabe erschwert. 
 6 Ländliche Räume bekommen von günstigen und flächendeckenden ÖPNV kaum etwas mit, 
 7 Großstädte bauen zurück. Eine Verkehrspolitik, die alle mitnimmt, stellt Bus und 
 8 Bahn in den Mittelpunkt, und denkt im Individualverkehr neben dem Auto auch das 
 9 Fahrrad und die Fußverkehre immer mit.

 10 Autofreie Innenstädte sind für uns alle ein Gewinn und schaffen soziale Räume 
 11 für ganze Nachbarschaften. Wir wollen mehr Inklusion durch das barrierearme 
 12 Umbauen von Haltestellen. Zeitgleich müssen Tickets für Schüler*innen, 
 13 Senior*innen und Geringverdiende zum Nulltarif ausgebaut werden. Durch den Bau 
 14 von mehr Radwegen werden Straßen sicherer für alle!

 15

 16 5.1 Nulltarif im Nahverkehr einführen: Für Schüler*innen, Rentner*innen und 
 17 Armutsbetroffene

 18 Eine Stadt ohne kostenlosen Nahverkehr für zumindest Schüler*innen,
 19 Rentner*innen , Geringverdiende und unbezahlt Sorgetragende, ist keine Stadt mit
 20 Inklusion und Teilhabe. Es darf nicht vom Geldbeutel abhängig sein, ob
 21 Freund*innen, Kultur oder Freizeitorte erreicht werden können. Ein jeder Mensch
 22 verdient Teil einer Gemeinschaft sein zu können. Kostenfreier Nahverkehr schützt
 23 vor Ausgrenzung.

 24 Unsere Forderungen:

 25

 26

 27

 28

 29

 30

 31

 32

Einführung eines Nulltarifs für Schüler*innen, Rentner*innen und 
Armutsbetroffene.

Kommunale Finanzierung sichern durch Zuschüsse des Landes, sowie großer 
Arbeitgeber, die vom öffentlichen Nahverkehr profitieren

Bürokratiabu durch einfaches Vorzeigen des Schüler*innen-
 oder Rentner*innenausweis, anstelle dem Zeigen eines extra Tickets

Stufenmodell zum Vollausbau, sodass langfristig alle Menschen kostenlos 
Nahverkehr fahren können

 33

 34

Einsteigen ohne Ticketkontrolle einführen und dadurch die Fahrtzeiten von
Bussen verkürzen

 35
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 36 Ticketkontrollen im Nahverkehr einstellen. 

 37 5.2 Bus- und Bahnangebote ausbauen: Stadt und Land besser verbinden

 38 Vor allem auf dem Land ist der Nahverkehr-Ausbau ungenügend, umso wichtiger ist 
 39 dann die Anbindung an die Stadt. Gerade Familien, die viel Platz brauchen und 
 40 Menschen, die sich die Mieten in den Zentren nicht leisten können, sind auf 
 41 verlässliche und regelmäßige Bus- und Bahnanbindungen auch in den Randzeiten 
 42 angewiesen, um am sozialen und kulturellen Leben vollumfänglich teilnehmen zu 
 43 können. Eine bessere Verbindung ermöglicht Zugänge zu anderen Berufsangeboten, 
 44 Fachärzte und weitere Bildungsangebote.

 45 Unsere Forderungen:

 46

 47

 48

 49

 50

 51

Taktverdichtung zwischen Stadt und Umland der Bahnangebote auf mindestens 
halbstündlich, bestenfalls viertelstündlich.

Stillgelegte Haltestellen reaktivieren um ländlichen Orte anzubinden.

Abend- und Nachtverkehr sichern über späte Bus- und Bahnfahrten.

Ruf- und Bürgerbusse fördern um flexible Angebote für dünn besiedelte 
Regionen zu schaffen.

 52

 53 5.3 Fuß- und Radverkehr fördern: Sichere und barrierefreie Wege schaffen

 54 Das Prinzip der „walkable cities”, also Städte bei denen alles zu Fuß erreicht 
 55 werden kann, ist ein ideales Konzept welches damit beginnt überhaupt Fußverkehr 
 56 zu ermöglichen, anstelle den Fokus auf Verbrennermotoren zu setzen. Eine 
 57 Städteplanung muss Fußwege schaffen welche auch FLINTA* Personen bei Nacht 
 58 betreten würden, und Radwege welche nicht im Konflikt mit Landstraßen stehen.

 59 Unsere Forderungen:

 60

 61

 62

 63

 64

 65

 66

 67

Richtige Radwege anstatt gezeichnete Linien auf der Straße!

Genug Ausleuchtung von Fußwegen bei Nacht

Fahrradinfrastruktur ausbauen: mehr Fahrradparkhäuser, überdachte 
Abstellanlagen, sichere Abstellmöglichkeiten an Nahverkehr-Haltestellen.

Barrierefreiheit garantieren: abgesenkte Bordsteine, taktile Leitsysteme, 
rutschfeste Beläge und breite Gehwege.

Schul- und Alltagswege sicher machen: Vorrang für Fuß- und Radverkehr an 
Kreuzungen, mehr Zebrastreifen, sichere Querungen an Hauptstraßen.

 68

 69 5.4 Kommunale Verkehrswende gestalten: Autofreie Zonen, Verkehrsberuhigung

 70 Großstädte werden über die Omnipräsenz von PKWs nicht nur laut, sondern auch 
 71 schwer zu navigieren, luftverschmutzt, sowie gefährlich für Kinder. Eine 
 72 klimagerechte Zukunft ist mit Verbrennerautos und Individualverkehr nicht 
 73 möglich, weshalb autofreie Innenstädte gefördert werden müssen! Nicht nur werden 
 74 dadurch soziale, ruhige Orte geschaffen mit in der Innenstadt notwendiger Natur, 
 75 sondern hilft es auch der Psyche.
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 76 Unsere Forderungen:

 77

 78

 79

 80

 81

 82

 83

Autofreie Innenstädte: Schrittweise Einrichtung autofreier Bereiche in 
Zentren, mit Ausnahmen für öffentlichen Nahverkehr, Lieferverkehr und 
Menschen mit Behinderungen.

Tempolimit von 30km/h überall in Städten

Mehr Platz für Fuß- und Radverkehr statt für parkende Autos.

Einwohner*innen-Beteiligung bei der Umgestaltung von Straßen und Plätzen.

Verkehrsberuhigung als Beitrag zu Gesundheitsschutz und Klimaschutz.

 84
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Antrag KWR06: Kommunalwahlrahmenprogramm - Kapitel 6 - 
Erneuerbare Energien ausbauen...
Laufende Nummer: 15

Status: angenommen
Sachgebiet: KWR - Antrag Kommunalwahlrahmenprogramm (Leitantrag)

 1 6.1 Erneuerbare Energien ausbauen und Flächenverbrauch reduzieren

 2 Wir wollen eine dezentrale Energiewende in kommunaler und genossenschaftlicher 
 3 Hand  - öffentlich kontrolliert und naturverträglich. Einnahmen aus lokaler 
 4  Stromproduktion sollen direkt vor Ort 
 5 für günstige Tarife und bessere kommunale Leistungen genutzt werden.

 6 Unsere Forderungen:

 7
 8

 9

 10

 11

 12

 13

Ausbau von Wind- und Solarenergie mit Bürger*innen- und 
Kommunalbeteiligung.

Nutzung von Dächern und Fassaden vor Neuversiegelung von Freiflächen.

Photovoltaik auf allen öffentlichen Gebäuden.

Keine neuen fossilen Infrastrukturprojekte.

Energieversorgung als Teil öffentlicher Daseinsvorsorge.

Verbot von Stromsperren.

 14  Nutzung der Abwärme von Industrieanlagen, Abfallbehandlungsanlagen und 
 15 Rechenzentren als Nah- bzw. Fernwärme

 16 6.2 Artenschutz, Stadtgrün und Biodiversität fördern

 17 Naturzerstörung ist kein Kollateralschaden, sondern Geschäftsmodell: 
 18 Profitorientierte Bau- und Agrarprojekte verdrängen Artenvielfalt und versiegeln 
 19 Flächen. Wir stellen uns gegen diese Politik und setzen auf eine ökologische 
 20 Stadt- und Regionalentwicklung, die Biodiversität fördert und so allen 
 21 zugutekommt.

 22 Unsere Forderungen:

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

 31

Entsiegelung und flächensparende Bauleitplanung.

Begrünung öffentlicher Flächen, Dachbegrünungen verpflichtend, 
Baumschutzsatzungen einführen.

Schutz von Biotopen, Gewässern und Kulturlandschaften.

Naturnahe Grünflächen in Wohnquartieren und an Bildungseinrichtungen 
fördern.

Umsetzung des Niedersächsischen Verbots von Schottergärten in der Kommune,
Umsetzung in Bauordnungen.

Ausweisung zusätzlicher Naturschutzgebiete.

 32  Wiedervernässung von Mooren als eine der effektivsten CO2-Speicher

 33 6.3 Klimaanpassung und nachhaltigen Wasserhaushalt sicherstellen
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 34 Die Klimakatastrophe trifft zuerst die Schwächeren – ob durch Hitze in schlecht 
 35 isolierten Wohnungen, Dürren in der Landwirtschaft oder Überschwemmungen in 
 36 prekären Wohnlagen. Gleichzeitig beuten Getränke-  Agrar- und Bauindustrie 
 37 Wasser und Böden rücksichtslos aus. Kommunen müssen hier das Gemeinwohl 
 38 verteidigen und Klimaresilienz sozial gerecht gestalten.

 39 Unsere Forderungen:

 40

 41

 42

 43

 44

Wasser als öffentliches Gut sichern – keine Privatisierung.

Regenwassernutzung, Entsiegelung und Retentionsflächen fördern.

Ausbau von Schutzmaßnahmen gegen Extremwetter und Katastrophenschutz.

Hitzeschutzpläne für Stadt und Land.

Kostenfreie Trinkwasserbrunnen im öffentlichen Raum.

 45

 46 6.4 Landwirtschaft, Ernährung und Tierschutz ökologisch gestalten

 47 Die Landwirtschaft steht heute unter massivem Druck: steigende Kosten, 
 48 Preisdiktate der Agrarkonzerne und Abhängigkeit von Monokulturen. Gerade kleine 
 49 und mittlere Höfe geraten so in eine gefährliche Schieflage – obwohl sie das 
 50 Rückgrat unserer Versorgung sind. Wir wollen den Kreislauf aus Überproduktion 
 51 und Ausbeutung durchbrechen und eine solidarische Landwirtschaft fördern, die 
 52 gesunde Lebensmittel für alle bereitstellt.

 53 Unsere Forderungen:

 54

 55

 56

 57

 58

 59

Keine kommunale Unterstützung für neue Mastbetriebe und Schlachthöfe.

Förderung ökologischer Betriebe und regionaler Vermarktung.

Kommunale Ernährungsstrategien: bio, regional und tierfreundlich in Schulen 
und Kantinen.

Unterstützung für bäuerliche Betriebe im Preisdruck der Agrarindustrie.

Förderung klimaresilienter Landwirtschaft mit vielfältigen Sorten.

 60

 61 6.5 Kreislaufwirtschaft und Abfallvermeidung voranbringen

 62 Wegwerfproduktion und Ressourcenraubbau bringen Profite für Wenige und Kosten 
 63 für alle. Wir setzen dagegen auf eine Kreislaufwirtschaft, die Abfall vermeidet, 
 64 Ressourcen schont und öffentlich organisiert ist.

 65 Unsere Forderungen:

 66

 67

 68

 69

Unterstützung von Repair-Cafés, Umsonstläden und Tauschinitiativen.

Kommunale Programme zur Abfallvermeidung.

Wertstoffhöfe engmaschig ausbauen, Container fußläufig aufstellen.

Nachhaltige kommunale Beschaffung nach Kreislaufprinzip.

 70
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Antrag KWR07: Kommunalwahlrahmenprogramm - Kapitel 7 - 
Gesellschaftlicher Zusammenhalt ...
Laufende Nummer: 16

Status: angenommen
Sachgebiet: KWR - Antrag Kommunalwahlrahmenprogramm (Leitantrag)

 1 7. Gesellschaftlicher Zusammenhalt – solidarisch, gerecht, inklusiv

 2 Während Großkonzerne Vermögen anhäufen, kämpft die Mehrheit der Gesellschaft mit
 3 unsicheren Jobs, steigenden Preisen und fehlender sozialer Absicherung.
 4 Diskriminierung und Ausgrenzung gehören für viele Menschen zum Alltag. Statt
 5 Solidarität und Investitionen in das Gemeinwohl setzt die regierende Politik auf
 6 Kürzungen im Sozialstaat. Die Kommunen werden gezwungen, unsoziale
 7 Entscheidungen, stigmatisierende und entwürdigende Praxen von Bund und Land -
 8 wie beispielsweise die rassistische Bezahlkarte, die wir entschieden ablehnen,
 9 umzusetzen. Gleichzeitig werden Fördergelder gekürzt, die gesellschaftliche
 10 Teilhabe ermöglichen. Ob Frauenberatungsstellen, Begegnungsstätten oder Jugend-
 11 und Kulturarbeit: Überall wo der Mensch im Vordergrund steht, wird der Rotstift
 12 angesetzt. Wenn Menschen sich nicht mehr zugehörig fühlen und man über ihre
 13 Lebensrealitäten als Problem spricht, verlieren sie den Glauben in eine gerechte
 14 Gesellschaft. Eine Politik der Ausgrenzung gefährdet unsere Demokratie.

 15

 16 Wir reden nicht über, sondern mit den Menschen. Wir bilden ihre vielfältigen 
 17 Lebensrealitäten vor Ort ab und binden alle in unsere Entscheidungsprozesse ein. 
 18 Wir wollen Bewusstsein für Gemeinsamkeiten und Solidarität schaffen und auf 
 19 diese Weise die Gesellschaft von unten stärken. Solidarität bedeutet, dass die 
 20 Starken die Schwächeren stützen und dass niemand aufgrund von Merkmalen wie z.B. 
 21 Herkunft, Geschlecht, Behinderung, Alter oder Einkommen benachteiligt wird. Eine 
 22 gerechte Gesellschaft ist möglich, wenn wir Macht und Ressourcen demokratisch 
 23 teilen. Für uns heißt das konkret: Das Gemeinwohl muss über Profiten stehen! 
 24 Unser Ziel ist eine Kommune, in der niemand zurückgelassen und in der Armut und 
 25 jede Form von Ausgrenzung aktiv bekämpft wird. Alle Menschen verdienen den 
 26 gleichen Zugang zu Bildung, Gesundheit, Pflege und Wohnen sowie zu Freizeit, 
 27 Sport und Kultur für ein würdevolles Leben.

 28

 29 7.1 Armut, Einsamkeit und soziale Ausgrenzung bekämpfen

 30 Fehlende Teilhabe am gesellschaftlichen Leben macht einsam. Einsamkeit ist dabei 
 31 kein persönliches Versagen, sondern unmittelbare Folge von struktureller 
 32 Ausgrenzung durch Armut. Die Bekämpfung von Armut und Einsamkeit muss 
 33 entsprechend zusammengedacht werden – als eine der drängendsten Aufgaben unserer 
 34 Zeit. Freizeitaktivitäten, die Menschen verbinden und für einige ganz 
 35 selbstverständlich zum Alltag gehören, sind für armutsbetroffene Menschen 
 36 hingegen unerschwinglich. Die fehlenden Zugänge verstärken ihre soziale 
 37 Isolation und das Risiko für körperliche wie psychische Krankheiten. Besonders 
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 38 hart treffen diese Zustände Kinder und Jugendliche, Alleinerziehende, 
 39 Senior*innen, Geflüchtete, migrantische sowie erkrankte und behinderte Personen. 
 40 Frauen sind von Armut stärker betroffen als Männer. Auch weil sie es sind, die 
 41 häufiger Erziehung und Pflege von Angehörigen übernehmen.

 42

 43 Unsere Forderungen:

 44

 45

 46

 47

 48

 49

 50

 51

Öffentliche Begegnungsorte, solidarische Räume und niedrigschwellige 
Hilfsangebote schaffen.

Strategien gegen Kinder- und Jugendarmut: Präventionsketten, 
Schulsozialarbeit, Freizeitangebote.

Koordinierungsstellen für Armutsbekämpfung in allen Kommunen einrichten.

Überflüssige Bürokratie abbauen, Zugänge zu Sozialleistungen erleichtern.

Solidarische Mahlzeiten sichern: Schulfrühstück, Mittagstische, 
Stadtteilküchen.

 52

 53 7.2 Mehr Teilhabe ermöglichen: Jugendparlamente, Bürger*innenhaushalte

 54 Eine lebendige Demokratie lebt von Mitbestimmung und echter Einflussnahme, nicht 
 55 nur durch Wahlen. Gerade junge Menschen und diejenigen, die bisher kaum Gehör 
 56 finden, müssen systematisch in politische Entscheidungen einbezogen werden. 
 57 Gesellschaftlicher Zusammenhalt entsteht dann, wenn Menschen vor Ort 
 58 mitbestimmen können, wofür öffentliche Mittel eingesetzt werden und wie ihre 
 59 Kommune gestaltet wird. Wir wollen deshalb verbindliche Strukturen schaffen, die 
 60 Partizipation nicht dem Zufall oder dem guten Willen einzelner Politiker*innen 
 61 überlassen, sondern sie garantieren. Demokratie bedeutet für uns: gemeinsam 
 62 entscheiden, transparent handeln und Macht von unten nach oben organisieren.

 63

 64 Unsere Forderungen:

 65

 66

 67

 68

 69

 70

 71

 72

 73

 74

Jugendparlamente und -räte mit Antrags- und Stimmrecht in kommunalen 
Gremien.

Fester Anteil kommunaler Haushalte als Bürger*innenhaushalt.

Verlässliche Förderung von Ehrenamt durch Räume, Aufwandsentschädigungen 
und Freistellungen.

Beteiligungsangebote barrierefrei, mehrsprachig und digital wie analog 
gestalten.

Stadtteilversammlungen und Bürgerräte verbindlich einführen.

Selbstorganisierung von ausgegrenzten Gruppen fördern 

Angebote in einfacher/leichter Sprache bereitstellen

 75

 76 7.3 Gleichstellung und Vielfalt stärken: Feminismus, Queerpolitik, Anti-Sexismus

 77 Als Linke stehen wir in der Tradition materieller feministischer Kämpfe und auch 
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 78 im digitalen Zeitalter finden diese primär vor Ort und in den Kommunen statt. 
 79 Wir setzen uns ein, um Räume und Ressourcen zu gewährleisten, damit sich 
 80 Menschen jeden Geschlechts und jeder Sexualität frei entfalten und sicher leben 
 81 können. Wir erkennen die Gefahr neuer wie alter sexistischer, antifeministischer 
 82 und queerfeindlicher Narrative und Haltungen an und stellen diesen eine Vision 
 83 entgegen, die niemanden zurücklässt. Wir haben die vielfältigen Lebensrealitäten 
 84 der Menschen im Blick, die feministische Kämpfe führen und denken Feminismus 
 85 intersektional und von den Menschen ausgehend.

 86 Unsere Forderungen:

 87

 88

 89

 90

 91

 92

 93

 94

 95

Queere Beratungsstellen, Begegnungsräume und Kulturangebote fördern.

Antidiskriminierungsstellen in jeder Kommune einrichten.

Frauenhäuser, Beratungsstellen und Präventionsprojekte ausbauen.

Geschlechtergerechte Arbeitsplätze in Verwaltung und Betrieben sichern.

Städte und Kommunen geschlechtergerecht gestalten (z. B. Sicherheit, 
Toiletten, öffentlichen Nahverkehr).

Aufklärungskampagnen und Fortbildungen zu Vielfalt, Queerpolitik und 
Antisexismus fördern.

Schaffung queerer Beiräte in Stadt- und Kreisräten

 96  Dezentralisierung von geflüchteten Unterkünften

 97 7.4 Migration und Integration fördern: Bleiberecht, Sprachförderung, Teilhabe

 98 Viele Menschen, die seit Jahren hier leben oder vor Krieg und Not geflüchtet 
 99 sind, bleiben von Unsicherheit, prekären Aufenthaltstiteln und strukturellem 
 100 Rassismus betroffen. Ihre Zugänge zu Arbeit, Bildung, Sprache und politischer 
 101 Mitbestimmung werden eingeschränkt. Als Folge bleiben Ausgrenzung und Armut. Wir 
 102 setzen uns für gleiche soziale Rechte für alle ein. Ein Aufenthaltsrecht, das 
 103 Sicherheit und echte Bleibeperspektiven schafft. Integration verstehen wir als 
 104 gemeinsame Aufgabe, die gleiche Chancen für Teilhabe, Wohnen und 
 105 gesellschaftliches Leben garantiert.

 106 Unsere Forderungen:

 107

 108

 109

 110

 111

 112

 113

 114

 115

Humanes Aufenthaltsrecht mit echten Bleibeperspektiven.

Kommunale Gelder für Sprachförderung und bessere Chancen für gute Bildung 
und Arbeitsmarktpartizipation.

Kommunales Wahlrecht und Mitbestimmung für dauerhaft hier lebende Menschen.

Antirassistische Schulungen für Behörden, Aufbau von „Willkommens-
Behörden“.

Ausbau kostenloser Integrations- und Teilhabeangebote.

Stärkung der Jugendhilfe für geflüchtete Kinder und Jugendliche.

Besondere Berücksichtigung der Bedarfe queerer Geflüchteter

 116 Dezentralisierung von Unterkünften für Geflüchtete 

 117 Zugang zu Sprachmittlung für wichtige Termine sichern solange nötig
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 118

 119

Ausbau mehrsprachiger Therapieangebote

Abschaffung der Bezahlkarte und selbstbestimmter Zugang zu Bargeld

 120

 121

Zugang zu Sprachmittlung für wichtige Termine sichern solange nötig

Ausbau mehrsprachiger Therapieangebote

 122 7.5 Inklusion leben: Menschen mit Behinderungen sichtbar machen

 123 Menschen mit Behinderungen haben häufig nicht die Möglichkeit, selbstbestimmt am 
 124 gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. Behinderungen können vielfältig sein, sie 
 125 können sichtbar oder unsichtbar sein, deshalb unterscheiden sich die 
 126 individuellen Bedarfe  stark. Folglich braucht es die konsequente Umsetzung von 
 127 Maßnahmen, die bauliche, kommunikative, rechtliche, administrative und soziale 
 128 Barrieren abbauen.

 129 Barrierefreiheit muss in allen Lebensbereichen gewährleistet sein, im 
 130 öffentlichen Raum, in Schulen, im öffentlichen Nahverkehr und in Gebäuden. Dafür 
 131 braucht es ganzheitliche Konzepte und verbindliche Aktionspläne. Zentral ist es, 
 132 die Perspektiven von Betroffenen konsequent einzubeziehen.

 133 Unsere Forderungen:

 134

 135

 136

 137

 138

 139

 140

Barrierefreie Zugänge zu Bildung, Kultur, Politik, Nahverkehr und 
öffentlichem Raum.

Mehr bezahlbarer, barrierefreier Wohnraum.

Ausbau des Budgets für Arbeit und Alternativen zu Werkstätten.

Inklusionsbeiräte und politische Mitbestimmung stärken.

Kommunale Beratungs- und Teilhabezentren aufbauen.

Kontrolle der Unternehmen bei Beschäftigung von Schwerbehinderten.

 141 7.6 Kultur und Freizeit fördern: Freie Szenen, Vereine, Sport

 142 Eine gerechte und inklusive Gesellschaft braucht Orte des Zusammenhalts, der 
 143 Bildung und der Teilhabe. Eine lebendige freie Kulturszene, der Breitensport und 
 144 das Vereinsleben sind die Grundlage für Identitätsbildung und soziale 
 145 Innovationen. Der Zugang zu diesen Orten darf kein Privileg für 
 146 Besserverdienende sein, denn sie fördern Gesundheit und Demokratieverständnis 
 147 von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen. Kulturelle und sportliche Teilhabe 
 148 sowie jede Form von aktiver Freizeitgestaltung sind keine politische Nebensache, 
 149 sondern öffentliche Daseinsvorsorge! Ziel ist eine solidarische Kultur- und 
 150 Freizeitpolitik, die allen offensteht.

 151 Unsere Forderungen:

 152

 153

 154

 155

 156

 157

Öffentliche Förderung von Kulturinitiativen, Vereinen und freier Szene 
sichern.

Kostenlose oder stark vergünstigte Nutzung kommunaler Sport- und 
Kultureinrichtungen.

Beitragsfreiheit und Förderung von Armutsbetroffenen.

Ausbau frei zugänglicher Angebote wie Sportplätze, Skate- oder 
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 158

 159

 160

Bewegungsparks.

Unterstützung von Projekten für Integration, Inklusion, Antirassismus und 
Gewaltprävention.

 161

 162 7.7 Digitalisierung demokratisch gestalten: Verwaltung, Beteiligung, Offline-
 163 Zugang

 164 Digitale Teilhabe entscheidet über Zugang zu Verwaltung und Politik. Viele 
 165 Menschen sind ausgeschlossen. Ziel ist eine Digitalisierung in öffentlicher 
 166 Hand, die demokratisch und barrierefrei gestaltet wird.

 167 Unsere Forderungen:

 168

 169

 170

 171

 172

 173

Verwaltungsleistungen digital und gleichzeitig analog verfügbar machen.

Kostenlose Vermittlung von digitaler Kompetenz, besonders für Ältere.

Offene digitale Beteiligungsplattformen in öffentlicher Hand aufbauen.

Datenschutz, IT-Sicherheit und Nutzung freier Software sicherstellen.

Niemand darf gezwungen sein, für Behördenkontakte ein Smartphone oder PC zu 
besitzen.

 174
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Antrag KWR08: Kommunalwahlrahmenprogramm - Kapitel 8 - Nie 
wieder Krieg und Faschismus
Laufende Nummer: 17

Status: angenommen
Sachgebiet: KWR - Antrag Kommunalwahlrahmenprogramm (Leitantrag)

 1 8. Nie wieder Krieg & Faschismus – Erinnerung, Widerstand, Frieden

 2 Faschismus, Rassismus und Krieg sind keine Phänomene der Vergangenheit. Sie
 3 stellen auch heute eine reale Bedrohung für unsere Gesellschaft dar. Betroffene
 4 müssen geschützt und rechte Strukturen bekämpft werden. Doch diese Maßnahmen
 5 allein bleiben Symptombekämpfung, wenn die Ursachen unangetastet bleiben.
 6 Deshalb muss den gesellschaftlichen Bedingungen, unter denen autoritäre
 7 Entwicklungen, Militarisierung und Feindbild-Narrative auch innerhalb
 8 demokratischer Strukturen entstehen und gesellschaftliche Zustimmung gewinnen
 9 können, klar entgegengetreten werden.

 10 Das bedeutet die Bekämpfung von Nationalismus, da damit gerechtfertigt werden
 11 soll, dass die Bedürfnisse der Menschen für die Interessen des Nationalstaats
 12 aufgeopfert werden müssen.

 13 Gleichzeitig kann mit der Idee des nationalen “Wir-Gefühls” ebenfalls die
 14 Grundlage dafür geboten werden, dass Menschen aus verschiedenen Nationen zur
 15 Sicherung der wirtschaftlichen Vormacht gegeneinander kämpfen. Es werden
 16 Sozialstaatskürzungen und andere Errungenschaften der Arbeiterbewegung wie der
 17 8-Stunden-Tag abgebaut und arbeitsrechtliche Grundlagen weiter eingeschränkt.
 18 Der kapitalistische Staat zwingt die Menschen zur Selbstaufopferung zugunsten
 19 des Profits. Auch das wird durch ein nationales Verbundenheitsgefühl hergestellt
 20 mit der Einrede, dass jeder seinen Teil beitragen muss. Das bedeutet auch, dass
 21 Arbeit in erster Linie dem Erfolg des Staates nutzen soll und nicht den Menschen
 22 selbst.

 23 Eine konsequente Friedenspolitik ist untrennbar mit antifaschistischer,
 24 antikapitalistischer Politik verbunden. Kommunen spielen dabei eine zentrale
 25 Rolle. Sie entscheiden nicht direkt über Verteidigungspolitik, aber sie prägen,
 26 welche politischen Vorstellungen gesellschaftlich akzeptiert oder zurückgewiesen
 27 werden. In Städten und Gemeinden organisieren sich Menschen, entstehen
 28 Initiativen und wird politische Bildung gelebt. Ziel ist diese Räume für die
 29 Entwicklung von Perspektiven für eine zivile und solidarische Gesellschaft zu
 30 nutzen. So können Kommunen Orte einer aktiven, antifaschistischen und
 31 friedensorientierten Politik von unten sein.

 32 8.1 Antifaschismus im Alltag stärken

 33 Rechte Hetze und Gewalt gefährden das friedliche Zusammenleben. Antifaschismus
 34 muss im Alltag präsent sein und Betroffene schützen. Ziel ist es, Demokratie zu
 35 stärken und kommunale Räume frei von rechter Gewalt zu halten.

 36 Unsere Forderungen:

 37 Aufbau kommunaler Beratungs- und Unterstützungsstellen für Betroffene
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 38

 39

 40

 41

 42

 43

 44

 45

 46

 47

rechter Gewalt.

Aufklärung und Sensibilisierung in Schulen, Vereinen und Betrieben.

Kommunale Förderprogramme für Initiativen gegen Rechts.

Beschluss kommunaler Aktionspläne gegen Rassismus, Antisemitismus und
rechte Gewalt.

Kommunale Gedenktage und Veranstaltungen etablieren, die sich kritisch mit
der Vergangenheit auseinandersetzen und die Wege zur Veränderung aufweisen.
Ein Beispiel ist der 8. Mai als Feiertag und Veranstaltungen zur
Verwirklichung der UN-Charta und Lehren wie den 4D’s (Denazifizierung,
Demilitarisierung, Dezentralisierung, Demokratisierung)

 48 8.2 Erinnerungskultur ausbauen

 49 Erinnern heißt, aus der Geschichte für den antifaschistischen Kampf in der
 50 Gegenwart zu lernen. Ziel ist eine lebendige Erinnerungskultur, die die
 51 Vergangenheit bewahrt, die Gegenwart kritisch beleuchtet und für die Zukunft
 52 politische Orientierung bietet. Erinnerungspolitik darf nicht bei Gedenkritualen
 53 stehen bleiben, sondern muss gesellschaftliche Verantwortung und politisches
 54 Handeln begründen.

 55 Der 8. Mai, der Tag der Befreiung vom Faschismus, ist daher nicht nur ein
 56 historischer Gedenktag, sondern auch ein Auftrag für Gegenwart und Zukunft. Die
 57 Lehren aus dem Sieg über den Faschismus – Demilitarisierung, Denazifizierung,
 58 Demokratisierung und Dezentralisierung – müssen auch heute Maßstab politischen
 59 Handelns sein. Eine solche Erinnerungskultur stärkt antifaschistisches
 60 Bewusstsein und schafft die Grundlage dafür, dass „Nie wieder Faschismus“ mehr
 61 ist als ein Versprechen – sondern eine politische Verpflichtung ist.

 62 Unsere Forderungen:

 63

 64

 65

 66

 67

Bestehende Gedenkorte sichern und neue Erinnerungsorte schaffen.

Zeitzeug*innenprojekte, Stolperstein-Initiativen und lokale Archive
fördern.

Schulen und Vereine in Gedenkarbeit einbinden.

Kommunale Gedenktage und Veranstaltungen etablieren.

 68 8.3 Kommunale Friedenspolitik fördern

 69 Kommunen dürfen keine Bühne für Militarisierung und Rüstungsinteressen sein.
 70 Ziel ist eine Friedenspolitik, die zivile Konfliktlösungen unterstützt und
 71 Kriegsvorbereitung klar entgegentritt.

 72 Unsere Forderungen:

 73

 74

 75

 76

 77

Keine Werbung der Bundeswehr an Schulen oder in öffentlichen Einrichtungen.

Ausschluss von Kooperationen mit Rüstungsunternehmen.

Städtepartnerschaften mit Friedens- und Solidaritätsinitiativen fördern.

Friedensfeste und kommunale Projekte für Gewaltfreiheit unterstützen.

Klare Ablehnung jeder Form von Wehrpflicht oder verpflichtenden
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 78

 79

 80

 81

 82

 83

 84

 85

Dienstzeiten: Kommunale Einrichtungen dürfen nicht für die Erfassung oder
Zwangsrekrutierung von jungen Menschen zur Verfügung stehen.

Unterstützung für Kriegsdienstverweigerer: Ausbau von kommunalen
Beratungsangeboten für junge Menschen, die den Dienst an der Waffe aus
Gewissensgründen ablehnen.

Konversion von militärischen Produktionszweigen in zivile. Keine
Zweckentfremdung ziviler Produktionsstätten für militärische Zwecke, wie es
beispielsweise im VW-Werk in Osnabrück gerade geplant wird

 86 8.4 Betroffene rechter Gewalt schützen

 87 Rechte Gewalt trifft Menschen konkret vor Ort. Oft fehlt es an Schutz und
 88 Solidarität. Ziel ist eine kommunale Politik, die Betroffene ernst nimmt und
 89 aktiv unterstützt.

 90 Unsere Forderungen:

 91

 92

 93

 94

 95

Kostenlose Beratungs- und Hilfsangebote kommunal finanzieren.

Schutzräume und Notfallfonds für Betroffene einrichten.

Vernetzung mit Opferschutzverbänden stärken.

Öffentliches Eintreten von Bürgermeister*innen und Räten für Betroffene
sicherstellen.
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